Arbeitsvertrag
(für geringfügige Beschäftigte)

Zwischen ..........................................(Firma)

und Frau/Herrn ...................................(Beschäftigte/r)

wird folgende Vereinbarung getroffen:

§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses/Tätigkeit

Frau/Herr ............... wird mit Wirkung ab dem .................... als ................... in .................... eingestellt.

§ 2 Arbeitszeit

Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ………. Wochenstunden ausschließlich der Pausen. Die Arbeitszeit verteilt sich auf .................... Tage zu je ................... Stunden, und zwar jeweils am .................... und am ....................... (vereinbarte Wochentage festlegen).

Verteilung, Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit sowie der Pausen können von der Firma nach betriebsorganisatorischen Erfordernissen unter Berücksichtigung der Belange des Arbeitnehmers im Rahmen billigen Ermessens auch abweichend festgelegt werden.

§ 3 Vergütung

Der Arbeitnehmer erhält eine monatliche Vergütung von ………. EUR (höchstens 400,00 Euro) bzw. ein Stundenlohn von ................... . Die Vergütung ist jeweils am Monatsende fällig und wird bargeldlos übergewiesen. In diesem Betrag ist ein Betrag von .... EUR als Weihnachtsgeld enthalten.

§ 4 Urlaub

Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf .................... Werktage Urlaub. Die Lage des Urlaubs ist mit der Firma abzustimmen.

§ 5 Arbeitsverhinderung

Im Falle einer krankheitsbedingten oder aus sonstigen Gründen veranlassten Arbeitsverhinderung hat der Arbeitnehmer die Firma unverzüglich zu informieren. Dauert die Arbeitsverhinderung infolge Erkrankung länger als 3 Kalendertage, hat der Arbeitnehmer eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätestens am darauf folgenden Arbeitstag vorzulegen. Wird eine Bescheinigung nicht abgegeben erhält der Arbeitnehmer keine Entgeltfortzahlung.

§ 6 Verschwiegenheitspflicht

Der Arbeitnehmer wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit in der Firma bekannt geworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen bewahren.

§ 7 Weitere Beschäftigungen

Der Arbeitnehmer versichert, keiner weiteren Beschäftigung nachzugehen. Er verpflichtet sich, jede weitere Aufnahme einer Beschäftigung der Firma unverzüglich mitzuteilen.

§ 8 Hinweis zur gesetzlichen Rentenversicherung

Der Arbeitnehmer wird darauf hingewiesen, dass er in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines versicherungspflichtigen Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI auf die Versicherungsfreiheit durch Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichtet.

§ 9 Ausschlussklausel
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis müssen spätestens innerhalb von sechs Monaten schriftlich geltend gemacht werden. Andernfalls sind sie verwirkt.

	Ort ...............

	Datum ..........

	..............................
	..............................

	Firma
	Beschäftigter


Anmerkungen

zum Anstellungsvertrag für geringfügig Beschäftigte

(Stand: 25.05.2009)

Zu § 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses/Tätigkeit

Das geringfügige Beschäftigungsverhältnis ist ein normales Arbeitsverhältnisse und daher arbeitsrechtlich auch wie ein solches zu behandeln. Für geringfügig Beschäftigte gelten daher die gleichen Kündigungsfristen wie für Vollzeitbeschäftigte, nach sechsmonatiger Beschäftigungsdauer und sofern im Betrieb mehr als 10 Arbeitnehmer beschäftigt sind, kann bei einer betriebsbedingten Kündigung arbeitsgerichtlich die Überprüfung die Sozialwidrigkeit dieser Kündigungserklärung verlangt werden.

Bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer nach dem Kündigungsschutzgesetz zählen geringfügig Beschäftigte mit 0,5, wenn sie in der Woche nicht mehr als 20 Stunden beschäftigt sind. Geringfügig Beschäftigte haben Anspruch auf Urlaub, es sei denn, die Beschäftigung dauert insgesamt weniger als 1 Monat. Außerdem haben geringfügig Beschäftigte Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, darüber hinaus können im Einzelfall Ansprüche auf Weihnachtsgeld und/oder Urlaubsgeld bestehen.

Auch bei geringfügig Beschäftigten empfiehlt sich eine genaue Beschreibung der auszuübenden Tätigkeit, gegebenenfalls in einer gesonderten Stellenbeschreibung. Letztere ist insbesondere bei umfangreicheren Aufgabengebieten sinnvoll.

Zu § 2 Arbeitszeit

Geringfügige Beschäftigungen sind unter bestimmten Voraussetzungen in steuerlicher sowie sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht anders zu beurteilen als Beschäftigungsverhältnisse mit üblicher Wochenarbeitszeit. In der Sozialversicherung ist eine Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 SGB IV als geringfügig und damit versicherungsfrei anzusehen, wenn

das erzielte Arbeitsentgelt monatlich 400,00 EUR nicht übersteigt (Die Einhaltung der 15-Stunden-Grenze ist mit Wirkung vom 01.04.2003 „Hartz II“ für die Beurteilung der Versicherungspflicht entfallen; im Rahmen der Arbeitslosenversicherung ist sie jedoch noch zu beachten.)

oder

· die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf 2 Monate oder 50 Arbeitstage begrenzt ist, es sei denn, dass sie berufsmäßig ausgeübt wird (Berechnungszeitraum ist seit 01.04.2003 das Kalenderjahr und nicht das Beschäftigungsjahr).

Für die Beschäftigten, deren Arbeitsentgelt insgesamt regelmäßig 400,00 EUR im Monat nicht übersteigt, muss der Arbeitgeber ab dem 1. April 2003 pauschale Sozialversicherungsbeiträge abführen, an die Rentenversicherung 12 % vom Arbeitsentgelt und grundsätzlich 11 % an die gesetzliche Krankenversicherung. Gelegentliche Überschreitungen sind dagegen jetzt (ab 01.04.2003) unerheblich, sofern sie unvorhersehbar waren. Als gelegentlich kann innerhalb eines Jahres ein Zeitraum von bis zu zwei Monaten angesehen werden. Die Zahlung wiederkehrender Sonderzahlungen oder Urlaubsgeld kann dazu führen, dass das monatliche Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze von 400,00 EUR insgesamt überschreitet und die Versicherungsfreiheit insgesamt entfällt. Durch einen Verzicht auf die etwaigen Sonderzahlungen oder Urlaubsgelder kann der Beschäftigte die Versicherungsfreiheit erhalten.

Für geringfügig entlohnte Beschäftigte besteht wieder Steuerpflicht. Die Lohnsteuer kann pauschal oder nach Merkmalen der Lohnsteuerkarte erhoben werden. Wählt der Arbeitgeber für die Erhebung der Lohnsteuer vom Arbeitsentgelt die Lohnsteuerpauschalierung, so ist zwischen dieser neu geregelten Pauschalsteuer in Höhe von 2% (§ 40a Abs. 2 EStG) und der weiterhin geltenden pauschalen Lohnsteuer mit einem Steuersatz von 20 % (§ 40a Abs. 2a EStG) des Arbeitsentgelts zu unterscheiden.

Für geringfügig Beschäftigte, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenversicherung sind und auch nicht als Familienmitglied in einer Krankenkasse mitversichert sind (beispielsweise Beamte und privat krankenversicherte Selbständige) muss der Arbeitgeber nur den pauschalen Rentenversicherungsbeitrag von 12 % und 2% Pauschalsteuer (Lohnsteuerpauschalierung) bezahlen aber keine Krankenversicherungsbeiträge.

Auch bei den vom Arbeitgeber zu zahlenden pauschalen Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung können sich für den geringfügig Beschäftigten Rentenansprüche ergeben. Das ist der Fall, wenn die Beschäftigung mit einem Verdienst von 400,00 EUR ein ganzes Jahr lang ausgeübt wird. Dann erwirbt der geringfügig Beschäftigte einen monatlichen Rentenanspruch von 2,17 EUR und es werden 2,7 Monate für die Wartezeit berücksichtigt.

Geringfügig Beschäftigte, die mehr als 155,00 EUR monatlich verdienen und für die der Arbeitgeber pauschal Beiträge zahlt, haben die Möglichkeit, in der Rentenversicherung durch die Aufstockung des pauschalen Arbeitgeberbeitrags von 12 % auf 19,5 % zum vollwertigen Pflichtbeitrag Ansprüche zu erwerben. Der Arbeitnehmer zahlt bei einem Verdienst von 400,00 EUR einen monatlichen zusätzlichen Beitrag von 30,00 EUR (7,5 % von 400,00 EUR an die Rentenversicherung). Der Versicherte erhält dann einen Anspruch auf das volle Leistungsspektrum in der Rentenversicherung (Anspruch auf Rehabilitation, Rente wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit, vorgezogene Altersrenten, Rentenberechnung nach Monatseinkommen). Nach einem Jahr erwirbt der Versicherte einen Rentenanspruch von derzeit DM 3,46 EUR statt 2,17 € und 12 Pflichtbeitragsmonate statt 2,7 Monate.

Grundsätzlich sind geringfügige Beschäftigungen, für die vom Arbeitgeber pauschale Beiträge zur Rentenversicherung bezahlt werden, steuerfrei, wenn der Arbeitnehmer keine anderen Einkünfte hat. Zu den anderen Einkünften gehören alle Einkünfte im Sinne des Einkommenssteuergesetz (EStG). Einnahmen, wie z. B. Mutterschaftsgeld, Erziehungsgeld oder Wohngeld werden nicht angerechnet. Einkünfte des Ehegatten werden nicht berücksichtigt.

Soll die Arbeitszeit unregelmäßig verteilt sein und der Arbeitnehmer flexibel auf Absprache eingesetzt werden, kann auf eine konkrete Festlegung von Verteilung und Lage der vertraglichen Arbeitszeit auf bestimmte Wochentage und Tageszeiten abgesehen werden, wenn dem Arbeitnehmer hierdurch keine Nachteile bei der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall und an Feiertagen entstehen, indem etwa um Feiertage "herum" geplant wird. Um jedoch eindeutig feststellen zu können, an welchen Tagen/Uhrzeiten Arbeitspflicht besteht und wann der Arbeitnehmer nicht zur Dienstleistung verpflichtet ist, sollten in jedem Fall möglichst klare Regelungen getroffen werden. Die spezielle wöchentliche Höchstarbeitszeitgrenze gibt es für geringfügige Beschäftigungen nicht.
Zu § 3 Vergütung

Außerhalb tariflicher Bestimmungen kann die Vergütung individuell und frei bestimmt bzw. ausgehandelt werden. Im Geltungsbereich von Tarifverträgen darf der tarifliche Mindestlohn nicht unterschritten werden.

Die Vergütung darf, um in der Sozialversicherung als geringfügiges Beschäftigungsverhältnis nach § 8 Abs. 1 SGB IV und damit versicherungsfrei zu gelten, monatlich 400,00 EUR nicht übersteigen. Im Gegensatz zu der bisherigen Fassung des § 8 Abs. 1 SGB IV ist nunmehr die Einordnung als geringfügig nicht mehr von der Einhaltung der 15-Stunden-Grenze abhängig. Es kann ein festes Gehalt von 400,00 EUR im Monat oder eine Stundenvergütung vereinbart werden. Im Rahmen der Arbeitslosenversicherung ist die 15-Stunden-Grenze jedoch noch zu beachten. Denn eine Überschreitung führt zur Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung.

Hinweis: Bei der Prüfung der Frage, ob das Arbeitsentgelt 400 EUR übersteigt, ist vom regelmäßigen Arbeitsentgelt auszugehen. Bei der Ermittlung des regelmäßigen monatlichen Arbeitsentgelts sind neben den laufenden Einnahmen auch einmalige Einnahmen aus der Beschäftigung, wie Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld etc. zu berücksichtigen, die mit hinreichender Sicherheit (z. B. aufgrund eines Tarifvertrags, arbeitsvertraglicher Vereinbarung oder betrieblicher Übung) mindestens einmal jährlich zu erwarten sind. Eine Weihnachtsgratifikation kann auf die einzelnen Kalendermonate umgelegt werden. Dabei sollte darauf geachtet werden, dass dadurch insgesamt ein monatliches Entgelt von 400 EUR nicht überschritten wird. Die monatliche Vergütung setzt sich dann z. B. zusammen aus 360 EUR Grundvergütung und 40 EUR anteiliger Weihnachtsgratifikation; siehe dazu die Alternative.

Zu § 4 Urlaub

Geringfügig oder kurzzeitig Beschäftigte haben Anspruch auf Urlaub. Eine Ausnahme besteht nach § 5 Abs. 1 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) lediglich für Beschäftigungen, die kürzer als 1 Monat andauern. In diesen Fällen entsteht kein Urlaubsanspruch nach dem BUrlG.

Zu § 5 Arbeitsverhinderung

Die hier normierten Regelungen ergeben sich im Wesentlichen bereits aus der arbeitsvertraglichen Treuepflicht. Jeder Arbeitnehmer hat sich wegen einer krankheitsbedingten oder aus anderen Gründen veranlassten Arbeitsverhinderung unverzüglich beim Arbeitgeber zu entschuldigen und den Grund des Fernbleibens mitzuteilen. Bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit hat er sich gesundheitsförderlich zu verhalten und insbesondere alles zu unterlassen, was die Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit verzögern könnte.
Zu § 6 Verschwiegenheit

Die Verschwiegenheitspflicht stellt eine der wichtigsten Auswirkungen der arbeitsvertraglichen Treuepflicht dar. Dies gilt auf jeden Fall während des Bestehens des Arbeitsverhältnisses. Ferner kann die Verletzung der Geheimhaltungspflicht den Arbeitnehmer schadenersatzpflichtig machen, auch ist eine Kündigung aus verhaltensbedingten Gründen möglich, in besonders schwerwiegenden Fällen auch als außerordentliche ohne vorherige Abmahnung oder Einhaltung von Fristen.

Zu § 7 Weitere Beschäftigungen

Mehrere geringfügige Beschäftigungen und Hauptbeschäftigungen werden zusammengerechnet - mit einer wichtigen Ausnahme: Eine einzelne geringfügige Beschäftigung (also der einzige Minijob) kann zusammenrechnungsfrei neben einer Hauptbeschäftigung ausgeübt werden. Im Übrigen sind mehrere geringfügige Beschäftigungen sowie geringfügige Beschäftigungen und nicht geringfügige Beschäftigungen (Hauptbeschäftigung) zusammenzurechnen.

Um seiner Meldepflicht nach § 28a SGB IV nachzukommen und um sich abzusichern, sollte der Arbeitgeber vor der Einstellung den sozialversicherungsrechtlichen Status des Bewerbers klären. Um die Frage der Versicherungsfreiheit/-pflicht bzw. der Beitragsfreiheit/-pflicht beurteilen zu können, muss der Arbeitgeber entsprechende Angaben von dem Bewerber einholen. Es empfiehlt sich, vor Einstellung einen entsprechenden Fragebogen von diesem ausfüllen und unterschreiben zu lassen, in dem dieser erklärt, ob bzw. welche weiteren Beschäftigungen ausgeübt werden. Der Fragebogen selbst sollte mindestens fünf Jahre lang bei den Personalunterlagen aufbewahrt werden.
Zu § 8 Hinweis zur gesetzlichen Rentenversicherung

Des Weiteren ist im Arbeitsvertrag nach § 2 Abs. 1 Nachweisgesetz ein Hinweis erforderlich, dass der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines versicherungspflichtigen Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er auf die Versicherungsfreiheit durch Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichtet.

Durch den Beitrag des Arbeitgebers zur gesetzlichen Rentenversicherung erwirbt der Arbeitnehmer allerdings keine eigenen Ansprüche auf Sozialversicherungsleistungen. Der Arbeitgeberanteil erhöht lediglich die Entgeltpunkte bei der Berechnung einer Rente, die der Arbeitnehmer durch anderweitige Beschäftigung erworben hat. Der geringfügig entlohnte Beschäftigte hat aufgrund des Arbeitgeberbeitrags also keine Ansprüche auf Rehabilitationsleistungen oder auf Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit. Er kann den Arbeitgeberanteil zur Rentenversicherung aber durch einen eigenen Beitragsanteil auf den jeweils geltenden Beitragssatz (derzeit 19,5 %) aufstocken und damit eigene Leistungsansprüche erwerben. 

Auf diese Möglichkeit muss der Arbeitnehmer nach § 2 Absatz 1 Nachweisgesetz schriftlich hingewiesen werden. Kommt der Arbeitgeber dieser Pflicht nicht nach, kann daraus eine Schadensersatzpflicht erwachsen.

Zu § 9 Ausschlussfristen

Die Vereinbarung von Ausschlussfristen ist auch nach der Schuldrechtsreform zulässig. Eine sog. Zweistufige Ausschlussfrist ist nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht wirksam. Außerdem darf nicht gegen höherrangiges Recht (etwa Tarifverträge) verstoßen werden. Ferner darf nicht gegen die guten Sitten, Treu und Glauben oder das Willkürverbot verstoßen werden. Gesetzliche oder tarifliche Urlaubsansprüche können nicht ausgeschlossen werden. Eine gerichtliche Inhaltskontrolle von Ausschlussfristen ist allerdings möglich.

